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Mitte der 70er Jahre ging in den kapitalistischen Metropolen eine anhalten
de Phase stabilen Wachstums zu Ende. Der Fordismus geriet in eine Krise, 
an die Perspektiven einer gesellschaftlichen Weiterentwicklung geknüpft 
wurden. Mittlerweile scheint die Krise zur Normalität geworden zu sein 
und fraglos haben gesellschaftliche Entwicklungen stattgefunden. Diese 
dürften aber weder den Erwartungen derer entsprechen, die von der Krise 
des Fordismus einen Übergang zum Sozialismus erhofften, noch ist es zur 
Restauration eines wohlfahrtsstaatlich unregulierten Laisser-faire
Kapitalismus gekommen. Vor allem eines hat sich nicht geändert: Politi
sche Konzepte und Strategien werden mit dem Hinweis auf die Krisenhaf
tigkeit des bestehenden Institutionengefüges und dessen unzureichender 
Performance begründet. Dabei ist die Perspektive sozialistischer System
transformation weitgehend entschwunden, institutioneller Wandel soll zual
lererst ein neues Wachstumsmodell schaffen. 
Verschiedene Konzepte zur Etablierung solch eines Wachstumsmodells 
sollen im folgenden innerhalb des Rahmens der Regulationstheorie rekon
struiert werden. Vor diesem Hintergrund werden dann Möglichkeiten und 
Grenzen einer neuen Regulationsweise diskutiert. Neben den Bedingungen 
innerer Kohärenz geht es dabei insbesondere um die Frage, in welchem 
Verhältnis nationale und internationale Regulation stehen. 

2. Der Ausgangspunkt: Kritik am Kapitalismus ... 

Verschiedene ökonomische Phänomene - steigende Staatsverschuldung, 
Massenarbeitslosigkeit und Inflation bei nachlassendem Wirtschaftswachs
tum - haben in den 70er Jahren Kritik am fordistischen Kapitalismus bzw. 
am keynesianischen Wohlfahrtsstaat provoziert. Seit jener Zeit sind die ge
nannten Phänomene zu mehr oder minder ausgeprägten Dauererscheinun
gen geworden - der hierdurch ausgeübte institutionelle Anpassungsdruck 
hat sich jedoch als geringer erwiesen, als zu Beginn der Krise erwartet 
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worden war. Dennoch werden aktuelle Konzepte und Strategien der gesell
schaftlichen Entwicklung im Übergang vom Fordismus zum Postfordismus 
mit der Krisenhaftigkeit der bestehenden Regulationsweise begründet. 
Kapitalismus- und Sozialstaatskritik sind zwei grundsätzliche Ausgangs
punkte zur Begründung dieser Krisenhaftigkeit und stellen zugleich die 
theoretische Grundlage für poltitische Lösungsansätze dar. 
Analytischer Ausgangspunkt der - wesentlich am Marxismus orientierten -
Kapitalismuskritik waren objektive Widersprüche der kapitalistischen Pro
duktionsweise, die vermittelt über die zentralen Akteure die gesellschaftli
che Entwicklung bestimmen: » ... der stumme Zwang der Verhältnisse be
siegelt die He1TSchaft des Kapitalisten über den Arbeiter« - und führt zur 
ökonomischen Krise, die zugleich zur Systemkrise wird, in der die »ge
schulte, vereinte und organisierte Arbeiterklasse« die »Expropriateurs ex
propriiert«. (MEW 23, 765, 791) Mehrere Streiks am Ende der 60er und zu 
Beginn der 70er Jahre wurden in diesem Kontext als empirischer Beleg der 
einsetzenden Systemkrise sowie einer Rekonstruktion der Arbeiterklasse 
als revolutionärem Subjekt gedeutet. 
Abgesehen davon, daß der Kapitalismus mit dieser Systemkrise offenbar 
besser zurecht kommt als die Arbeiterklasse, weist die genannte Kritik drei 
theoretische Probleme auf: Erstens bleibt unklar, weshalb der »stumme 
Zwang der Verhältnisse«, der Fetischismus, der die bestehenden kapitali
stischen Verhältnisse als die einzig mögliche und daher natürliche Form 
gesellschaftlicher Organisation erscheinen läßt, in »Empörung der ( ... ) Ar
beiterklasse« umschlagen und damit die Krise zur praktischen Kritik führen 
soll. Wenn es dennoch dazu kommen sollte, besteht - zweitens - das Pro
blem, daß aus der Kritik der kapitalistischen Produktionsweise kein sozia
listisches Projekt abgeleitet werden kann: Aussagegehalt und theoretische 
Reichweite der Kapitallogik gehen mit ihrem Gegenstand zugrunde und 
lassen die Arbeiterklasse vereint und organisiert, aber orientierungslos zu
rück. Drittens wurde die Rekonstruktion ausgerechnet von jener Blue
Collar-Arbeiterklasse erwartet, deren Auflösung mit der Krise des Fordis
mus begann. Damit scheinen theoretische und praktische Kapitalismuskri
tik zunächst gescheitert, wogegen die Kritik am keynesianischen Wohl
fahrtsstaat nicht nur theoretische, sondern insbesondere praktische Bedeu
tung hat. 

... und am Sozialstaat 

Der fordistische Sozialstaat stellt einen weiteren Ansatzpunkt der Kritik 
dar. Von zwei zentralen Thesen kann dabei ausgegangen werden: Erstens 
wird behauptet, daß die wohlfahrtsstaatliche Antwort auf die soziale Frage 
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- den Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital - eine »neue soziale Fra
ge« aufgeworfen hat. An die Stelle des Klassengegensatzes sei ein Konflikt 
zwischen den organisierten Interessen von Unternehmen und Gewerkschaf
ten auf der einen und den nicht-organisierten Interessen von Schülern, 
Rentnern und anderen nicht-erwerbstätigen Bevölkerungsschichten auf der 
anderen Seite getreten (Vobruba 1990, 12ft). Die behauptete Ablösung ei
nes Klassen- durch einen Organisationskonflikt ist jedoch falsch, weil sich 
auch unter den »neuen Armen« Lohnabhängige finden, die unter prekären 
Beschäftigungsverhältnissen arbeiten. Mit der Fähigkeit, spezielle Interes
sen, die an das fordistische Normalarbeitsverhältnis geknüpft sind, zu or
ganisieren, nimmt der Klassengegensatz eine Form an, die für die soziale 
Kohärenz des Fordismus prägend ist, er wird dadurch aber nicht aufgeho
ben. Gleichwohl weist das Konzept der »Neuen Sozialen Frage« auf eine 
Schwachstelle lohnarbeitszentrierter Sozialpolitik hin: »Da die Sozialversi
cherung an den Lohnarbeiterstatus gekoppelt ist, sind diejenigen arm, de
nen es nicht gelingt, Lohnarbeiter zu werden bzw. zu bleiben.« (Krätke 
1991, 132) 
Der zweite Aspekt der Kritik geht von einer dem Sozialstaat eigenen Ex
pansionsdynamik aus. Einerseits biete der Staat, um seine Legitimation zu 
gewährleisten, immer umfangreichere Sozialleistungen an und andererseits 
werde hierdurch eine Anspruchshaltung gefördert, die das Prinzip »Lohn 
gegen Leistung« untergrabe. Es kommt daher bei abnehmender Leistungs
fähigkeit der Wirtschaft zu einer Ausdehnung des Sozialstaats, die zur Fi
nanzkrise führen muß (Vobruba 1991, 78ft). 
Die Ausgrenzung von Menschen, die dauerhaft keinen Zugang zu lohnab
hängiger Beschäftigung finden und nicht über privates Vermögen verfügen, 
liefert die normative Begründung für einen Umbau des Sozialstaates, des
sen eigentlicher Zweck darin besteht, durch Leistungskürzungen die Fi
nanzkrise des Staates zu lösen. Unter diesem Aspekt geht es nicht um einen 
Um- sondern um einen Abbau des Sozialstaates. Allerdings ist mit der 
Ausgrenzung Nicht-Erwerbstätiger aus dem gesellschaftlichen Reprodukti
onsprozeß auch ein qualitativer Aspekt verbunden: Durch die Schaffung 
eines »Niedriglohn-Arbeitsmarktes« (Scharpf 1993, 439) sollen das Be
schäftigungsniveau erhöht und derzeit ausgegrenzte Personen gesellschaft
lich integriert werden. 
Die genannten Spielarten der Kritik zielen auf Kürzungen von Soziallei
stungen und eine Verringerung des Lohnniveaus. Hinter diesem ökonomi
schen Ziel der Kostensenkung steht die weitergehende, gesellschaftspoliti
sche Annahme, der Sozialstaat würde das Leistungsprinzip und damit eine 
wesentliche, normative Grundlage des Kapitalismus aushöhlen. Noch einen 
Schritt weiter geht die von sozialdemokratischen Theoretikern früherer 
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Tage angestellte Überlegung auf diese Weise, einen schrittweisen Über
gang zum Sozialismus herbeizuführen: »Sozialpolitik sichert die kapitali
stische Produktionsgrundlage vor den von der sozialen Bewegung drohen
den Gefahren, indem sie der sozialen Forderung nachgibt; sie baut den 
Kapitalismus stückweise ab und rettet dadurch seinen jeweils verbleiben
den Rest...« (Heimann 1929, 172) Obwohl diese Annahme ebenso unrea
listisch erscheint, wie die Hoffnung auf eine Rekonstruktion der Arbeiter
klasse, wird sie - vielfach unausgesprochen - dazu benutzt einen Um- oder 
Abbau des Sozialstaates zu rechtfertigen. Wie realistisch solche Umbau
pläne sind oder ob es Alternativen zur Ablösung des »keynesianischen 
Wohlfahrts«- durch einen »schumpeterianischen Leistungsstaat« (Jessop 
1992, 250ff) gibt, soll im folgenden Abschnitt untersucht werden. 

3. Szenarien zur Krisenlösung 

Die verschiedenen Krisendiskurse und die in ihnen angelegten Lösungs
strategien sollen nun innerhalb des theoretischen Kontextes der Regula
tionstheorie diskutiert werden. Diese Diskurse - so meine These - bezeich
nen mögliche Ausgangspositionen der Konflikte um die Durchsetzung ei
nes neuen hegemonialen Projektes. Als Alternativen bei der Systeminte
gration unterscheidet beispielsweise Esser eine »klassisch-moderne« und 
eine »schumpeterianische Variante« (Esser 1994 ). 1 Erstere geht davon aus, 
daß transnationale Unternehmen die konstituierenden Akteure eines »sich 
selbst regulierenden Triaden-Kapitalismus« sind, denen gegenüber den 
Nationalstaaten keine andere Wahl bleibt, als »sich in den globalen Wett
bewerb um Produktionsstandorte hineinzubegeben«. Von einer weltweiten 
Standortkonkurrenz geht auch die schumpeterianische Variante aus. Aller
dings tritt an die Stelle der Selbststeuerung der Märkte eine »aktiv
gestaltende Rolle des Staates« in den Bereichen Forschung und Entwick
lung, Ausbildung, Bereitstellung von Infrastruktur und Steuerpolitik; der 
Zweck dieser Maßnahmen besteht darin - hier stimmen beide Varianten 
überein-, »Länder für die transnationalen Investitionsstrategien attraktiv zu 
machen.« Den beiden genannten Alternativen ist außer dem Zweck, die 
Krise durch eine stärkere Position am Weltmarkt zu überwinden, auch die 
Auffassung gemeinsam, derzufolge die Erfordernisse der Ökonomie der 
Politik Handlungsimperative setzt. Es bleibt dann zu klären, wie im einen 
oder anderen Fall die Sozialintegration zu gewährleisten ist. 

Esser nennt noch eine dritte, systemtheoretische Position, die ich hier vernachlässige, 
weil sie weniger ein wirtschaftspolitisches Konzept als eine wissenschaftliche Methode 
darstellt und ihr konzeptioneller Gehalt - das Selbststeuerungsparadigma - mit der klas
sisch-modernen Position übereinstimmt. 
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Diese Frage beantwortet beispielsweise Deppe mit dem Hinweis auf drei 
derzeit denkbare Alternativen (Deppe 1994): Einer neoliberal-konservati
ven Richtung geht es um Mehrheiten für die endgültige Aufkündigung des 
keynesianischen Klassenkompromisses und eine offene Gesellschaftsspal
tung. Gegenüber dieser auf Exklusion zielenden Vorstellung finden sich 
zwei Positionen, die eine neue Form des Kompromisses anstreben. Das 
sozialdemokratische Konzept sieht eine Kooperation derjenigen Fraktionen 
aus Staatsapparat, Unternehmern und Gewerkschaften vor, die eine export
orientierte Modernisierung anstreben. Als Drittes gibt es ein »Konzept 
strategischer Reformen«, deren Vertreter eine technologische Modernisie
rung nur für möglich und sinnvoll halten, wenn sie mit Sozialreformen und 
einer Demokratisierung der Wirtschaft verbunden wird. 
Gesellschaftliche Stabilität erfordert aber neben Formen der System- und 
Sozialintegration insbesondere deren Kohärenz. Innerhalb der Regulation
stheorie ist es möglich, diese Kohärenz am Verhältnis zwischen Akkumu
lationsregime, das die verschiedenen Arten der Systemintegration erfaßt, 
und institutionellen Formen sozialer Integration zu untersuchen. Sie bildet 
daher die Folie zur Diskussion der verschiedenen Entwicklungsalternati
ven. Die politische Auseinandersetzung über diese Alternativen findet vor 
allem im Rahmen der Standortdebatte statt. Wenn auch keines der Argu
mente in dieser Debatte neu ist - tatsächlich sind sie in der einen oder ande
ren Form immer wieder seit Beginn der Krise des Fordismus aufgetaucht-, 
so besteht die Besonderheit der aktuellen Kontroversen darin, daß sich ver
schiedene Krisendiskurse in der Standortdebatte zu einem einzigen Diskurs 
verdichten. Dies kann als Zeichen dafür gewertet werden, daß derzeit nicht 
Veränderungen einzelner institutioneller Formen innerhalb einer etablierten 
Regulationsweise anstehen, sondern die Herausbildung einer neuen Regu
lationsweise insgesamt. 
Die Verdichtung zu einem einheitlichen, die gesamte bestehende Regulati
onsweise erfassenden Krisendiskurs wurde möglich, weil die kapitalisti
schen Metropolen nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus zu 
»feindlosen Staaten« wurden. Es kommt damit zu einer »Renaissance des 
Politischen« (Beck 1993), die zwar seit Eintritt der Krise des Fordismus 
nötig gewesen wäre und sich auch in den eingangs dargestellten Varianten 
der Kapitalismus- bzw. Sozialstaatskritik angedeutet hat, die aber durch die 
Ost-West-Konfrontation blockiert war, weil institutioneller Wandel, egal in 
welcher Form, zumindest vorübergehend mit gesellschaftlicher Instabilität 
verbunden gewesen wäre, die als mögliche Schwächung gegenüber dem 
Realsozialismus verstanden und daher vermieden wurde. Ob diese Annah
me begründet war, sei dahingestellt und ist auch unerheblich. Jedenfalls ist 
mit dem Ende der Systemkonfrontation eine Situation entstanden, in der 
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Akteure mit unterschiedlichen oder gegensätzlichen Interessen und Zielset
zungen theoretisch darin übereinstimmen, daß eine Krisenlösung nicht in
nerhalb bestehender, sondern nur durch Schaffung neuer institutioneller 
Formen gefunden werden kann, die dann auch die systemische Stabilisie
rung eines neuen Akkumulationsregimes ermöglichen. Vor allem aber gibt 
es außer der theoretischen Übereinstimmung auch praktische Bemühungen, 
den bislang blockierten Übergang zum Postfordismus herbeizuführen. 
Im folgenden werden drei verschiedene Strategien zur Krisenüberwindung 
dargestellt, denen zugleich verschiedene Regulationsweisen entsprechen. 
Dabei wird sich zeigen, daß es außer der äußeren, vom Ost-West-Gegen
satz bestimmten Blockade einer Krisenlösung auch innere, dem Fordismus 
selbst entspringende Gründe gibt, die eine Ablösung durch ein postfordisti
sches Akkumulationsregime bisher behinderten und auch in Zukunft als 
unsicher erscheinen lassen. 

Konservativ-liberales Deflationsszenario 

Charakteristisch für dieses Szenario ist zunächst die vollständige Unterord
nung der Politik unter ökonomische Sachzwänge, und in diesem Sinne ist 
es als liberal zu bezeichnen2

; konservativ ist es, weil eine Gesellschafts
spaltung als notwendige Anpassung an ökonomisch verringerte Vertei
lungsspielräume betrachtet wird. Das Neue an diesem Szenario ist also 
weniger die Konzipierung neuer institutioneller Formen, sondern vielmehr 
der Versuch, Teile der Bevölkerung von der Regulation innerhalb der ge
gebenen Formen auszuschließen (Nissen J 990, 237ff). 
Ausgangspunkt für die Begründung ökonomischer Sachzwänge ist die Zu
nahme der öffentlichen Verschuldung, die eine von der Akkumulation und 
damit von den Steuereinnahmen unabhängige, die Einnahmen übersteigen
de Eigendynamik entwickelt habe und so die Dispositionsspielräume staat
licher Fiskalpolitik immer mehr einengen würde. Diese Entwicklung sei 
durch den Versuch ausgelöst und vorangetrieben, die Einkommensansprü
che verschiedener gesellschaftlicher Gruppen sozialstaatlich zu regulieren, 
den Verteilungskampf also durch schuldenfinanzierte Einkommenserhö
hungen zu entschärfen. Um die Verschuldung zu verringern, bedürfte es 
einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik3

, die zunächst negative Folgen 

2 Ein Primat der Ökonomie gegenüber der Politik zu behaupten, scheint der These einer 
Renaissance des Politischen zu widersprechen. Richtig ist, daß die konservativ-liberale 
Krisenlösung eine Rücknahme institutioneller Reguliernngen vorsieht, um Marktkräfte 
nngehindert wirken zu lassen - diese Rücknahme ist aber selbst ein politischer Akt. 

3 Diese Argumentation unterstellt den Notenbanken, sie könnten mithilfe ihres Instrumen
tariums das Zinsnivean auf Geld- und Kapitalmärkten bestimmen. Gegen diese Annahme 
kann aber eingewandt werden daß den Notenbanken infolge der Deregulierung dieser 
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für Produktion und Beschäftigung hätte, weil einerseits steigende Zinsen 
die Zahl rentabler Investitionsobjekte verringert und andererseits mit ver
ringerten Staatsausgaben das Nachfrageniveau insgesamt sinkt. Restriktive 
Politik, die als Reaktion auf eine Schuldeninflation durchgeführt wird, 
bewirkt daher eine Deflation, bei der die Profite angebotsseitig durch ein 
höheres Zinsniveau und nachfrageseitig durch geringere Umsätze beschnit
ten werden. 
Um dennoch rentabel produzieren zu können, so die Folgerung, müßten die 
Kosten gesenkt werden. Bezüglich der Löhne wird gefordert, daß deren 
Anstieg »im Durchschnitt unter dem mittelfristigen Produktivitätsfort
schritt bleibt« (SVR 93/94, Ziffer 350). Außerdem sollen die Lohnneben
kosten beschränkt werden (ebd., Ziffer 369), was in der Konsequenz zu 
verringerten Sozialleistungen führt. Neben dem Lohnniveau, das insgesamt 
gesenkt werden soll, wird eine Differenzierung der Löhne gefordert, die 
über Deregulierungen des Arbeitsmarktes eine Anpassung an die Produk
tivität ermöglichen soll. Dadurch kommt es zu einer Spaltung des Arbeits
marktes in einen humankapitalintensiven und sehr produktiven Hochlohn
und einen arbeitsintensiven Niedriglohnsektor mit geringer Produktivität. 
Weil ersterer monopolistisch und letzterer kompetitiv reguliert wird, könne 
auch das am Normalarbeitsverhältnis orientierte Sozialversicherungssystem 
(Vobruba 1990) nicht beibehalten werden. An seine Stelle soll daher eine -
durch Sozialhilfe bzw. Grundrente - gewährleistete Mindestsicherung tre
ten, die durch private Versicherungsleistungen ergänzt werden kann. Da 
nur Beschäftigte des monopolistisch regulierten Sektors über ausreichende 
Einkommen zum Abschluß entsprechender Versicherungen verfügen dürf
ten, reproduziert sich die Spaltung des Arbeitsmarktes in der Sozialpolitik. 
Im Bereich der Unternehmensorganisation dürfte die Trennung zwischen 
einem tarifvertraglich gesicherten, monopolistisch regulierten und einem 
kompetitiv, nur durch gesetzliche Mindeststandards regulierten Sektor zu 
einer vertikalen Desintegration führen, so daß nicht nur das Lohn-, sondern 
auch das Konkurrenzverhältnis unterschiedlichen Regulationsweisen un
terliegt. Dabei kann der monopolistische Hochlohnsektor Kostendruck 
nicht nur an die Beschäftigten dieses Sektors, sondern auch durch eine mo
nopolistische Preispolitik an den Niedriglohnsektor weitergeben.4 

Das Deflationsszenario geht von einer Sozialstaatskritik aus, wonach die 
Krise seit den 70er Jahren durch staatliche Intervention verursacht sei und 

Märkte nichts anderes übrig bleibt als der Versuch, den Wert ihrer Währungen gegen 
exogen gegebene Finanzspekulationen zu verteidigen. 

4 Als Beispiel für eine solche Entwicklung sei auf die Konflikte zwischen Automobilfabri
kanten und ihren Zulieferern verwiesen. 
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unterstellt die immanente Stabiltät einer selbstgesteuerten Marktökonomie. 
Diese wird mit dem Say'schen Gesetz begründet, nach dem jedes Angebot 
seine eigene Nachfrage schaffe. Praktisch scheinen aber Zweifel an der 
Gültigkeit dieses Gesetzes zu bestehen; das zunehmende inländische An
gebot soll deshalb im Ausland Absatz finden. Eine solche exportorientierte 
Modernisierung, wenn sie nicht nur von einzelnen, sondern einer größeren 
Zahl der kapitalistischen Metropolen angestrebt wird, führt aber dazu, daß 
der inländische Verdrängungswettbewerb über die Grenzen hinausgetragen 
und im internationalen Rahmen fortgesetzt wird. Um den Unternehmen der 
Triade Nordamerika-Westeuropa-Japan wenigstens einen Mindestabsatz zu 
sichern, könnte versucht werden, die internationale Konkurrenz durch pro
tektionistische Blockbildung zu beschränken (Huffschmid 1994c ). 5 Das 
globale Nachfrageniveau wird hierdurch freilich nicht erhöht, Protektio
nismus ist daher keine Alternative zum internationalen Verdrängungswett
bewerb, sondern ein Teil desselben. 

Schumpeterianisches Modernisierungsszenario 

Theoretisch führt das konservativ-liberale Szenario über den Freihandel, 
der auf unterschiedlichen Faktorausstattungen oder Produktivitätsdifferen
tialen und somit komparativen Kostenvorteilen der Handel treibenden Län
der beruht, zur Maximierung der Weltwohlfahrt. Gegenüber den wirklich
keitsfremden Annahmen dieses Szenarios geht das schumpeterianische 
Konzept zur Krisenüberwindung von der Existenz steigender Skalenerträge 
aus und ist damit in der Lage, den steigenden Anteil des intra-industriellem 
Handels am gesamten Welthandel zu erklären. Wird die Existenz steigen
der Skalenerträge anerkannt, ist die Annahme polypolistischer Markt
preisbildung, die der liberalen Außenhandelstheorie entspricht, nicht auf
rechtzuerhalten. An die Stelle der Wohlfahrtsmaximierung, die durch ei
gennütziges Verhalten bei vollständiger Konkurrenz bewirkt wird, tritt die 
Möglichkeit, mit oligopolistischer Preissetzung die Wohlfahrt eines Unter
nehmens oder einer Nation auf Kosten anderer zu erhöhen und dies ist die 
Grundlage des internationalen Verdrängungswettbewerbs. Besteht aber die 
Aussicht, die eigene Wohlfahrt zu Lasten anderer zu erhöhen, so liegt der 
Versuch nahe, die ökonomischen Methoden oligopolistischen Preiswettbe
werbs politisch zu unterstützen. Dies ist der Kern der »strategischen Indu
strie- und Handelspolitik« (Krugman 1990), mit der die im klassisch-

5 Die Widersprüche zwischen Protektionismus und Globalisierungstendenzen der Produk
tion (Reich 1993) werden erst später diskutiert, weil das Problem der Nachfrageregulati
on im internationalen Rahmen für alle Szenarien der Krisenüberwindung ein entschei
dendes Problem darstellt. 
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liberalen Szenario implizit angelegte Deflation zu einem aktiven Verdrän
gungswettbewerb6 wird. Der industriepolitische Aspekt des schumpeteria
nischen Szenarios besteht in der staatlichen Förderung von Forschung und 
Entwicklung sowie der Bereitstellung moderner Infrastruktur. Hierdurch 
sollen Produkt- und Prozeßinnovationen ermöglicht werden, die angesichts 
hoher Entwicklungskosten und dem Risiko erfolgloser Markteinführung 
von privater Unternehmerinitiative nicht zu erwarten, im internationalen 
(Nicht-Preis-) Wettbewerb aber wichtig sind, weil ohne sie der Anteil einer 
Nation am Welthandelsvolumen und - bei fehlenden Substitutionsmöglich
keiten auf dem Binnenmarkt - die Beschäftigung sinken würde. 
Der handelspolitische Aspekt besteht in der Schaffung ausreichend großer 
Märkte, um die Skalenerträge, die durch Innovationen ermöglicht werden, 
realisieren zu können. Diesem Zweck dienen zunächst Importbeschränkun
gen, weil ein großer Binnenmarkt für Waren mit degressivem Kostenver
lauf - der für Innovationen typisch und umso ausgeprägter ist, je höher der 
Anteil der Entwicklungskosten an den Gesamtkosten liegt - den späteren 
Export fördert. (Krugman 1990, l 85ff) Zusätzlich sind natürlich auch di
rekte Maßnahmen zur Exportförderung möglich (Nowak-Lehmann 1994). 
Strategische Industrie- und Handelspolitik führt zu einer fiskalpolitischen 
Förderung und Steuerung des Modernisierungsprozesses, die im Bereich 
des Lohnverhältnisses durch eine den Innovationserfordernissen entspre
chende, selektive Qualifizierung der Arbeitskraft ergänzt werden muß. 
Träger dieses Szenarios soll ein korporatistischer Block sein, der aus ex
portorientierten High-Tech-Unternehmen, den qualifizierten Beschäftigten 
dieses Sektors samt den sie vertretenden Gewerkschaften und denjenigen 
staatlichen Institutionen, die den Innovationsprozeß industrie- und han
delspolitisch unterstützen. Wie im konservativ-liberalen Szenario geht auch 
hier die Hegemonie vom monopolistisch regulierten Sektor der Gesell
schaft aus. Im Unterschied zu jenem wird die monopolistische Regulati
onsweise im schumpeterianischen Szenario aber nicht als nicht-intendiertes 
und unerwünschtes Resultat der Marktvergesellschaftung angesehen, son
dern als eine Voraussetzng, um in der internationalen Standortkonkurrenz 
bestehen zu können. 

6 Alle Formen angebotsseitigen Wettbewerbs, die keine Möglichkeit der Nachfrageregula
tion andeuten, bezeichne ich hier als Verdrängungswettbewerb im Unterschied zu einem 
Wachstumswettbewerb, der von steigender effektiver Nachfrage abhängt. 
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Ref o nnistische s Mode rnis ie rung s szenario 

Mit dem schumpeterianischen teilt dieses Szenario neben dem Ziel der in
dustrie- und handelspolitisch geförderten Modernisierung des Produktions
prozesses auch den Korporatismus von Unternehmen, Staat und Gewerk
schaften. Es gibt aber auch Unterschiede: Zum einen wird das Problem der 
makroökonomischen Regulation im nationalen (Kromphardt 1993, Nolte, 
Schaaff 1994) und internationalen (Hanke! 1992, Hickel, Priewe 1994, 
Kapitel 5) Rahmen ausdrücklich behandelt und zum anderen wird über die 
systemische Modernisierung hinausgehend auf zwei Ebenen ein Zusam
menhang zur Entwicklung der Modeme hergestellt und damit auch nach 
neuen Formen der Sozialintegration gesucht. In Fortführung des Sozial
staatsprojekts wird eine Einkommensumverteilung zugunsten von Löhnen 
und sozialen Transfereinkommen gefordert. Neben diesem quantitativen 
gibt es auch einen qualitativen Aspekt, der auf zunehmende Partizipation 
und damit Demokratisierung abzielt.7 Dies gilt zunächst auf der Mikroebe
ne, auf der »neue Produktionskonzepte« (Schumann u.a. 1994, Wolf 1994) 
anknüpfend an die Konzepte zur »Humanisierung der Arbeit« aus den 70er 
Jahren gleichermaßen zu steigender Partizipation und Autonomie der Be
schäftigten wie zu steigender Arbeitsproduktivität führen sollen. Darüber 
hinaus soll eine »Demokratisierung der Unternehmensstruktur und -
organisation«, allgemein also eine Ausweitung der »zivilgesellschaftlichen 
Sphäre« gegenüber staatlichen Institutionen stattfinden (Krüger 1992, 93f). 
Auf diese Weise soll das etatistische Konzept des fordistischen Sozialstaa
tes zivilgesellschaftlich modernisiert werden; die damit verbundene Demo
kratisierung ist im Sinne der Systemintegration als Produktivkraft und im 
Sinne der Sozialintegration als Quelle von Hegemonie zu verstehen. 
Institutionell sieht das reformistische Szenario regionale Unternehmens
netzwerke vor, die mit Gewerkschaften sowie staatlichen Instanzen und 
nicht-staatlichen Organisationen auf horizontaler Ebene kooperieren. In
nerbetrieblich soll zwischen »requalifizierter Arbeitskraft« und Manage
ment ein »Produktivitätspakt« (Schumann u.a. 1994) geschlossen werden, 
dessen negative Beschäftigungswirkungen durch kürzere Arbeitszeiten 
(Seifert 1994) und eine Ausweitung des öffentlichen Sektors (Hickel, 

7 Demokratisierung setzt autonome Handlungsspielräume der Akteure voraus; dies könnte 
als Widerspruch zu meiner These verstanden werden, auch im reformistischen Szenario 
gäbe es eine korporatistische Regulationsweise. Lipietz beispielsweise sieht Korporatis
mus und Autonomie als einander ausschließende Gegensätze an (Lipietz 1992, 199). Da 
die Interessenartikulation aber im Rahmen eines von allen Akteuren geteilten Zielsystems 
stattfindet, würde ich von begrenzter Autonomie innerhalb des Korporatismus sprechen; 
begrenzt deshalb, weil die Artikulation antagonistischer Interessen ausgeschlossen ist. 



Konfigurationsmatrix 

Lolmverhäitnis Geldverhältnis Konkurrenzverhältnis intemationales Regime 

_ _ _ _ __ _ _ _ _ Lohndifferenzierung __________ _________ vertikale Desinteg_!"ation _________ Freihandel 
konservativ- monopolistischer Sektor kompetitiver Sektor Deregulierung der Kapitalmarkte 

liberales humankap1tahntens1v arbe1ts1ntensiv reslnkt1ve Geld- monopol1st1scher Sektor kompel!trver Sektor 
Deflations- private, betnebhche, tanf- und F1skalpoht1k 

High-Tech-lnduslnen Zul!eferbetnebe Verdrangungswettbewerb 
szenarlo liehe Sozialleistungen 

(al staatliche Grundsicherung staatliche Grundsicherung {Beggar-my-ne1ghbour-pol1cy) 

-------------------------------- -------------------------------- fuhrt zur Bildung von Hande!sb!ocken 
Sozia!polit1k Verdranqunqswettbewerb 

schumpetera vgl (a) ifiska!pohtische Förderun!,; vgl (a) stategische Handelspoht1k 
lanlsches selektive Quahfizierung und Steuerung der Korporat1smus 1m monopohst!schen Sektor 

Modernisierung&- Modern1s1erung: Ablesung der Konkurrenz 1n der Triade 
szenarlo Korporatismus im strategische Industrie- temporäre Monopole infolge von durch einen hegemonialen Handelsblock 

(bl monopo!1st1schen Sektor pol!tik Produkt- /Prozeßmnovationen 

_________ py:irtiz1~at1ver Kore.oratismus _______ vgl (b) strategische Handelspolitik 
privater Sektor öffenthcher Sektor keynesianische Nach- part1z1pat1ver Korporat1smus 1nternat1ona!e Kooperation zur Reguherun~ 

reformistisches fragepo!il!k von Guter- und Kapita!markten 
~odernl•lerungs Produktivitäts- regionale Unternehmensnetzwerke 

szenarlo pakt Markterweiterung durch Markterweiterung durch 
(cj Makroregu!at1on horizontale Kooperation Makroregulation 

keynesian1sche Soz1a!pohtik 



282 Ingo Schmidt 

Priewe 1994) - beispielsweise durch Schaffung eines zweiten Arbeitsmark
tes (Wagner 1994) - kompensiert werden sollen. 

4. Hegemoniales Projekt und Akkumulationsregime 

Anhand der institutionellen Formen Lohn-, Geld-, Konkurrenzverhältnis 
und internationales Regime können konkrete Modi der System- und So
zialintegration dargestellt werden. Institutionelle Formen stellen hand
lungsleitende Kompromisse zwischen Akteuren mit konfligierenden Inter
essen dar. Mit der Herausbildung eines Kompromisses, der in je besonde
ren institutionellen Formen Gestalt annimmt, ist zugleich ein Moment der 
Sozialintegration verbunden. Ob diese zunächst isolierten Momente sich zu 
einer kohärenten Regulationsweise zusammenfügen, hängt davon ab, ob 
sich die Grundstrukturen kapitalistischer Produktionsweisen innerhalb und 
durch die jeweiligen institutionellen Formen reproduzieren lassen. Bezogen 
auf ein Akkumulationsregime sind institutionelle Formen vermittelnde In
stanzen der Systemintegration. 
In der nebenstehenden Matrix (siehe Abb.) sind die verschiedenen Szenari
en zur Krisenlösung anhand ihrer je besonderen Konfiguration institutio
neller Formen dargestellt. Um eine Regulationsweise hervorzubringen und 
zu stabilisieren, muß eine solche Konfiguration einerseits ein hegemoniales 
Projekt beinhalten und sie muß andererseits die Akkumulation von Kapital 
gewährleisten. 
Werden die genannten Szenarien zur Krisenüberwindung als Modi der In
teressenartikulation verschiedener gesellschaftlicher Kräfte aufgefaßt und 
wird zudem davon ausgegangen, daß diese Kräfte ihre Interessen innerhalb 
eines einheitlichen Krisendiskurses formulieren und durchsetzen müssen, 
richtet sich die Frage nach einem hegemonialen Projekt weniger an die ein
zelnen Szenarien als an die sozialen Konflikte, die in diesem Diskurs ihren 
Ausdruck finden. 
Die Konflikte um die Etablierung eines neuen Akkumulationsregimes sind 
nicht beliebig; in den genannten Szenarien zeichnet sich vielmehr der 
Rahmen ab, innerhalb dessen Lösungen gesucht und gefunden werden 
können. Liest man die Ausprägungen, die die institutionellen Formen in 
den drei Szenarien annehmen, in vertikaler Richtung, läßt sich hieraus ein 
möglicher Pfad von der aktuellen Krise zur systemischen und sozialen 
Reintegration erkennen. Sein Ausgangspunkt ist die Desintegration, die mit 
der Krise der fordistischen Regulationsweise gegeben ist. Sie wird im kon
servativ-liberalen Szenario als notwendiges Durchgangsstadium für die 
weitere Entwicklung, als eine »Stabilisierungskrise« angesehen. 8 Einen 

8 Deutlich wird dies an den Jahresgutachten des Sachverständigenrates. Die Notwendigkeit 
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Schritt in Richtung Reintegration stellt das schumpeterianische Szenario 
dar, weil das Problem der Regulation hierin ernstgenommen und nicht mit 
dem V erweis auf eine vermeintliche Selbststeuerung deregulierter Märkte 
abgetan wird. Statt dessen werden mit einem Korporatismus von Unter
nehmen, Staat und Gewerkschaften sowie strategischer Industrie- und 
Handelspolitik zumindest angebotsseitige Konturen einer postfordistischen 
Regulationsweise konzipiert. 
Diese Regulation zielt auf Systemintegration, weil die Modernisierung des 
Produktionsprozesses über eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität und der 
Profitrate die Akkumulationsbedingungen verbessert. Die korporatistische 
Durchsetzung der Modernisierung stellt zugleich eine Form der Sozialinte
gration dar. Hiervon sind allerdings nur die Modernisierungsgewinner des 
monopolistisch regulierten Sektors betroffen, nicht aber die Verlierer, die 
entweder unter prekären Arbeitsverhältnissen im kompetitiven Sektor ar
beiten oder ganz aus dem Produktionsprozeß herausfallen. 
Eine erfolgreiche Systemintegration erfordert aber neben der angebotsseiti
gen Modernisierung auch eine Regulation der Nachfrageseite, ohne die der 
Modernisierungsprozeß infolge fehlenden Absatzes blockiert wird. Dieses 
Problem sowie der Versuch, die Modernisierungsanstrengungen sozialinte
grati v in eine neue Regulationsweise einzubeziehen, findet im reformisti
schen Szenario Berücksichtigung. 
Der Entstehungsprozeß einer neuen Regulationsweise kann in der be
schriebenen Weise ablaufen, muß es aber nicht. Es ist ebenfalls denkbar, 
daß sich die Akteure mit ihren konfligierenden Interessen gegenseitig 
blockieren und jegliche Entwicklung behindern. Sollte sich eine neue Re
gulationsweise auf dem Weg durchsetzen, den ich zu skizzieren versucht 
habe, so ist festzuhalten, daß die Etappen von der sozialen und systemi
schen Des- zur Reintegration keine zeitlichen, sondern logische Entwick
lungsstufen darstellen. Zwischen den verschiedenen institutionellen For
men bzw. ihrem Übergang zu einer neuen Regulationsweise kann es dem
nach Ungleichzeitigkeiten geben und es besteht keine Notwendigkeit, daß 
alle Institutionen jene Form annehmen, die ihnen vom reformistischen Mo
dernisierungsszenario zugeschrieben werden - auch nicht am Ende des 
Entstehungsprozesses einer postfordistischen Regulationsweise. Daß es ei
nen Spielraum alternativer Konfigurationen gibt, die alle eine kohärente 
Regulation ermöglichen, zeigt sich an der Tatsache, daß die Konflikte zwi-

einer Stabilisierungskrise wird dort seit 1972 vertreten. Im Jahresgutachten 1973 heißt es 
z.B.: »Wir sehen auch keine Alternative zu dem Weg, der durch die Phase hindurchführt, 
in der die Unternehmen ( ... ) auf die Restriktionspolitik zunächst vor allem mit Produkti
onseinschränkungen und noch kaum mit Verzicht auf Preiserhöhungen reagieren wer
den.« (SVR 1973/74, Ziffer 320) 
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sehen den genannten Szenarien nicht durch unüberschreitbare Grenzen, 
sondern durch teilbare Übergänge (Hirsch man 1994) gekennzeichnet sind. 
So ist es durchaus möglich, den arbeitsintensiven und kompetitiven Sektor 
des konservativen Szenarios öffentlich zu regulieren und damit reformisti
sche Vorstellungen aufzunehmen. Das Einkommensniveau dieses Sektors 
gegenüber dem monopolistisch regulierten ist dann politisch aushandelbar. 
Ähnliches gilt für die Regulation des Geldverhältnisses. Zwar betont das 
konservative Szenario mit der Forderung nach restriktiver Fiskalpolitik 
dessen Niveauaspekt; aber jedes fiskalische Einnahmen-/Ausgabenniveau 
hat zugleich einen Strukturaspekt, der Raum für politische Lenkung gibt. 
Umgekehrt wird im reformistischen Szenario eine steigende Zinslastquote, 
die sich aus expansiver Fiskalpolitik ergeben mag, als Gefährdung indu
striepolitischer Spielräume angesehen. Und schließlich kann der Gegensatz 
zwischen konservativem Verdrängungswettbewerb und reformistischer -
genauer: keynesianischer - Markterweiterung im Kontext des gegenwärti
gen sektoralen Strukturwandels aufgelöst werden. Danach würde der Ver
drängungswettbewerb kontrahierende, und die Markterweiterung expandie
rende Sektoren betreffen; um eine Zunahme des Gesamtniveaus der Ak
kumulation zu erreichen, ist ohnedies eine Förderung der prosperierenden 
Sektoren nötig, deren Angebot durch niedrige Preis- und hohe Einkom
menselastizitäten gekennzeichnet ist. 
Den genannten Konflikten um Veränderungen der gegebenen Regulati
onsweise ist gemeinsam, daß sie - egal welche institutionelle Form und 
welches Szenario zur Krisenlösung sie betreffen - dem Ziel untergeordnet 
sind, die Akkumulation langfristig wieder zu ermöglichen. Eine Phase an
haltender Akkumulation auf Grundlage eines modernisierten Produktions
prozesses und erweiterter Märkte9

, soll also die Systemintegration herstel
len. Ein anhaltender Akkumulationsprozeß, der nicht auf den Investitions
gütersektor beschränkt ist, sondern über steigende Reallöhne auch eine 
Akkumulation im Konsumgütersektor ermöglicht, stellt zugleich einen 
Weg zur Sozialintegration dar. 
Der - mögliche - Übergang zu einem postfordistischen Akkumulationsre
gime erscheint dann als historische Parallele zur Entstehung des Fordis
mus: Soziale Konflikte, die von einer Modernisierung des Produktionspro
zesses ausgelöst werden, führen zu einer Regulationsweise, die über 
Markterweiterung die Systemintegration und über ein hegemoniales Pro-

9 Oben habe ich argumentiert, das konservativ-liberale Szenario werde zu Deflation füh
ren; seinen eigenen theoretischen Annahmen entsprechend, vor allem derjenigen, daß 
sich auf deregulierten Märkten jedes Angebot seine Nachfrage schafft, kommt es aber 
auch in diesem Fall zu einer Vollauslastung der Kapazitäten und damit auch zu einem 
Wachstumsprozeß, der die gegenwärtige Krise ablöst. 
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jekt die Sozialintegration sichert. Im Fordismus war Hegemonie materiell 
über den keynesianischen Sozialstaat abgesichert, der der industriellen Re
servearmee - auf niedrigeren Niveau freilich - die gleichen Konsumnormen 
ermöglichte wie den Beschäftigten. Angesichts der Differenzierungen im 
Produktionsprozeß, die mit der Auflösung des Taylorismus verbunden sind 
und zu Modernisierungsgewinnern und -verlierern geführt haben, erscheint 
es zweifelhaft, ob ein postfordistisches Akkumulationsregime den selben 
Grad sozialer Kohärenz erreichen kann wie der Fordismus. Ein Grund für 
diese Zweifel besteht darin, daß die arbeitsorganisatorischen und produkt
seitigen Differenzierungen im Produktionsprozeß mit Entwicklungen kor
respondieren, die die Massenkonsumnorm des Fordismus nicht nur quanti
tativ, sondern auch qualitativ in verschiedene Richtungen auflöst. Hege
monie im Postfordismus muß daher auf pluralen Konsumnormen begründet 
sein. 

5. Grenzen der nationalen Regulation 

Die Auseinandersetzungen um eine neue Regulationsweise werden nicht 
nur durch nationale, sondern auch durch internationale Bedingungen be
stimmt. Daher sind die verschiedenen Szenarien zur Krisenüberwindung 
darauf zu prüfen, ob sie den Sachzwängen des Weltmarktes genügen oder 
diese zu ändern vermögen. Der interne Konflikt um eine neue Regulati
onsweise korrespondiert mit Konflikten um die Ausgestaltung des interna
tionalen Regimes. Dem konservativ-liberalen Deflationsszenario entspricht 
theoretisch ein Freihandelssystem, das bei gegebenen Ressourcen zur Ma
ximierung der Weltwohlfahrt führt und infolge ausgeglichener Leistungsbi
lanzen stabile internationale Beziehungen zuläßt. Praktisch stellen Kosten
senkungen und restriktive Wirtschaftspolitik jedoch den Versuch dar, ei
nerseits einen möglichst großen Teil der weltweiten Mehrwertproduktion 
auf sich zu ziehen (Holloway 1993) und andererseits durch Erzielung von 
Leistungsbilanzüberschüssen die fehlende Inlandsnachfrage auszugleichen 
(Memorandum 1994, 128ff). Die Konkurrenz um Produktionsbedingungen 
und Weltmarktanteile konstituiert also »Wettbewerbsstaaten« (Altvater 
1994; Hirsch 1994 ), deren Beziehungen untereinander nicht durch Koope
ration, sondern durch Konflikt geprägt sind. Deregulierte internationale 
Geld- und Kapitalmärkte bedrohen jede expansive Wirtschaftspolitik im 
nationalen Rahmen mit Kapitalflucht, Abwertung und Inflation und er
zwingen so einen zwischenstaatlichen Stabilitätswettbewerb. Neben der 
Währungskonkurrenz, die einen Primat der Geldwertstabilität gegenüber 
Fiskal- und Beschäftigungspolitik setzt (Herr 1992; Thomasberger 1993), 
gibt es einen Wettbewerb um Weltmarktanteile, der insgesamt aber ein 
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Nullsummenspiel darstellt, weil der Weltmarkt nichts als die Summe der 
nationalen Märkte darstellt und es daher durch merkantilistische Strategien 
zur Erzielung von Leistungsbilanzüberschüssen kein globales Wachstum 
geben kann. Um Leistungsbilanzdefizite zu verhindern und wirtschaftspo
litischen Spielraum zu gewinnen, könnte das Deflationsszenario entgegen 
seiner freihändlerischen Zielsetzung zu nationalem Protektionismus oder 
der Bildung regionaler Währungs- und Handelsblöcke führen, die nach in
nen einen hohen Integrationsgrad aufweisen, untereinander aber nur gering 
verflochten sind. 
Hier schließt sich die Frage an, ob die stagnative Tendenz des Deflationss
zenarios und dessen mögliches Resultat einer regionalen Blockbildung eine 
Modernisierung be- oder sogar verhindert, die durch Prozeßinnovationen 
Kosten senkt und zusätzlich durch Produktinnovationen neue Märkte 
schaffen soll. 
Die internationale Währungskonkurrenz ist kein Argument gegen die 
schumpeterianische Modernisierung, weil Nachfrage auf neuen Märkten 
keine kreditfinanzierte N achfragepolitik erfordert, die über Inflation zu 
Abwertungsdruck führen könnte. Von Bedeutung ist hier etwas anderes, 
nämlich die Frage, ob sich die Modernisierung innerhalb der Triade voll
zieht oder - neben protektionistischer Politik - selbst zur Herausbildung 
regionaler Blöcke innerhalb der Triade beiträgt. Die Beantwortung dieser 
Frage hängt davon ab, wo die Regulation von Lohn- und Konkurrenzver
hältnissen lokal verortet werden kann, ob institutionellle Formen also auf 
globaler, multinationaler oder regionaler Ebene verankert sind. Die Zu
nahme strategischer Allianzen (Narr; Schubert 1994) und globaler Unter
nehmensnetzwerke (Reich 1993) spricht für die These einer Triadisierung 
des korporatistisch regulierten monopolistischen Sektors, während der 
kompetitive Sektor der Zulieferindustrieen und arbeitsintensiver Dienstlei
stungen regional beschränkt bleibt (Altvater, Mahnkopf 1993, Kap. V. l). 
Der Triadisierung des monopolistischen Sektors entspricht demzufolge die 
Regionalisierung des kompetitiven Sektors. 
Wenn diese These stimmt, ist folgendes zu beachten. Die transnationalen 
Unternehmen des monopolistischen Sektors können die Standortkonkur
renz der Nationalstaaten für sich ausnutzen und dadurch Ressourcen mobi
lisieren, die ihnen die korporatistische Regulation des Lohnverhältnisses 
erlaubt. Diese Möglichkeit besteht für die Unternehmen des kompetitiven 
Sektors nicht, mehr noch: diese sind der internationalen Standortkonkur
renz unterworfen und werden dadurch zur Kostenkonkurrenz gezwungen. 
Deflations- und schumpeterianisches Modernisierungsszenario können 
deshalb in folgender Weise eine Verbindung eingehen: Die regional agie
renden Unternehmen des kompetitiven Sektors verfolgen eine Strategie der 
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Kostenkonkurrenz, während die transnationalen Unternehmen einen Inno
vationswettbewerb betreiben. 
Die dargestellte Verbindung von Kosten- und Innovationskonkurrenz weist 
jedoch eine Schwäche auf: Zwar entstehen durch Produktinnovationen 
neue Märkte, die zudem einen positiven Multiplikatoreffekt auf die ge
samtwirtschaftliche Nachfrage haben können, gleichzeitig führt die Ko
stenkonkurrenz aber zur Entstehung und Stabilisierung eines kompetitiven 
Niedriglohnsektors, der die gesamtwirtschaftliche Nachfrage schwächt. 10 

Somit mag es unter den Bedingungen internationaler Währungskonkurrenz 
wohl zur Durchsetzung von Prozeß- und Produktinnovationen kommen, die 
die fordistische Produktionsnorm ablösen, die Herausbildung eines post
fordistischen Akkumulationsregimes scheitert aber daran, daß eine neue 
Konsumnorm wohl partiell entstehen, aber nicht verallgemeinert werden 
kann. Der möglichen Verallgemeinerung einer postfordistischen Produkti
onsnorm innerhalb der Triade stehen demnach die Pluralisierung der Kon
sumnormen und selektive - über die Einkommensdifferenzierung bewirkte 
- Zugänge zu einem quantitativ erweiterten und qualitativ differenzierten 
Warenangebot entgegen. 
Der Durchsetzung eines neuen Akkumulationsregimes steht also nicht eine 
produktionsseitige Blockbildung entgegen, sondern nachfrageseitige Hin
dernisse. Neben dem genannten Problem der Entstehung einer postfordisti
schen Konsumnorm zählt hierzu die Existenz mehrerer Währungsblöcke 
bzw. eines Multiwährungsstandards aus Dollar, Deutscher Mark und Yen. 
Trotz Modernisierung kann sich daher die stagnative Tendenz des Deflati
onsszenarios durchsetzen: 

»Ein solches Währungssystem kann die Gruppe der Länder, die an der Spitze der Währungs
hierarchie stehen, in ein merkantilistisches Nullsummenspiel um Leistunsbilanzüberschüsse 
hineinziehen, da Leistunsbilanzüberschüssse in der beschriebenen Konstellation zu einem 
wichtigen Mittel des Aufbaus und Erhalts der Vermögenssicherungsqualität des nationalen 
Geldes werden.« (Herr 1992, 266) 

Es gibt zwei Möglichkeiten, um die monetäre Wachstumsblockade eines 
Multiwährungsstandards zu durchbrechen: Die Hegemonie eines Landes, 
dessen Währung dann als Weltgeld dient oder eine internationale Koope
ration, die ein von nationaler Hegemonie unabhängiges Weltgeld schafft. 
In beiden Fällen wird eine Phase anhaltenden Wachstums - und damit die 
Verallgemeinerung einer neuen Konsumnorm - ermöglicht, weil eine 
Nachfrageexpansion in Einheiten des Weltgeldes nicht zu Vermögensum-

10 Dieser dämpfende Effekt beruht nicht nur auf den niedrigen Löhnen dieses Sektors, son
dern ebenso auf dessen - im Vergleich zum monopolistischen Sektor - geringer Investiti
onsgüternachfrage, da hier arbeitsintensive Dienstleistungen bzw. standardisierte Pro
duktionsverfahren mit alten - und daher billigen - Technologien vorherrschen. 
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schichtungen in andere Währungen führt und dadurch eine Rückkehr zu ei
ner restriktiven Politik erzwingt. Daher gilt: »Ein hegemoniales Leitwäh
rungsland kann als weltwirtschaftliche Konjunkturlokomotive agieren.« 
(Herr 1992, 253) 
In der Alternative nationale Hegemonie oder internationale Kooperation 
kommt zugleich die Blockade, die den Durchbruch zu einem postfordisti
schen Akkumulationsregime derzeit verhindert, zum Ausdruck. Nationale 
Hegemonie wird unmöglich, wenn die Modernisierung, deren Produktivi
tätseffekt die reale Basis monetärer Hegemonie darstellen müßte, nicht von 
einem einzelnen Land und dessen Währung ausgeht, sondern gerade die 
Länder umfaßt, deren Währungen um die internationale Leitwährungs
funktion konkurrieren. Eine Kooperation, die dem reformistischen Moder
nisierungsszenario entsprechen würde, wird somit zur Notwendigkeit; sie 
wird aber durch den internationalen Standortwettbewerb, der die Moderni
sierung ermöglicht, verhindert. 
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